Schulberatung an den Schulen (Stand 1984)

KMBek vom 19. April 1973 (KMBl S. 525, ber. S. 632), geändert durch KMBek vom 3. Dezember 1979 (KMBl I S. 583) und vom 16. Dezember 1983 (KMBl I 1984, S. 53)

Die Beratung ist ein Teil der Erziehungsaufgabe; sie hilft dem Schüler, seine Anlagen zu erkennen, seine Fähigkeiten zu nutzen und die gegebenen Bildungs​möglichkeiten wahrzunehmen. Beratung ist Aufgabe jeder Schule und eines jeden Lehrers.

 Angesichts der Vielfalt der Bildungswege sowie der zunehmenden Differenzie​rung des Unterrichts ist es darüber hinaus notwendig, an allen Schulen einen Lehrer als Beratungslehrer zu bestellen.

 Für die öffentlichen Schulen werden die folgenden Richtlinien erlassen. Den privaten Schulen wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.

1. Aufgaben des Beratungslehrers:

1.1 Der Beratungslehrer berät in Zusammenarbeit mit den Lehrern und dem Leiter der Schule Schüler und Erziehungsberechtigte seiner Schule, in besonde​ren Fällen auch Schulfremde, in Fragen der Schullaufbahnwahl; er wird zu Rate gezogen vor allem in Fragen der Durchlässigkeit zwischen den Schularten und innerhalb der verschiedenen Ausbildungsrichtungen einer Schulart, bei der Wahl von Fächern oder Kursen, bei den Übergängen von einer Stufe zur anderen und bei der Entscheidung über anzustrebende schulische Abschlüsse. Er wirkt mit bei der beruflichen Orientierung und ggf. bei der studienvorbereitenden Bera​tung. Er macht Ratsuchenden Informationsmaterial zugänglich, das ihm das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus, der staatliche Schulbe​rater und die Dienststellen der Arbeitsverwaltung zur Verfügung stellen.

1.2 Der Beratungslehrer hilft im Einvernehmen mit den Lehrern der Klasse den Schülern bei Lern- und Leistungsschwierigkeiten und Verhaltensauffälligkeiten, soweit Verfahren und Möglichkeiten hierzu im pädagogischen Bereich liegen. Dazu gehört auch die Beratung der Erziehungsberechtigten in diesen Fragen. Weitergehende Maßnahmen fallen nicht in seinen Aufgabenbereich, sondern in erster Linie in die Zuständigkeit des schulpsychologischen Dienstes' bzw. des Schuljugendberaters, auf die der Beratungslehrer die Ratsuchenden in solchen Fällen hinweist.

1.3 Der Beratungslehrer steht mit seinem Rat auch den Lehrern seiner Schule zur Verfügung; er unterrichtet sie über Inhalte und Grundsätze der Schullauf​bahnberatung. 

Er unterstützt den Schulleiter vor allem in den Klassen und Stufen, in denen die Schüler besonderer Beratung und Information bedürfen. Hier arbeitet er mit dem jeweiligen Lehrer oder Klassenleiter, ggf. dem Schulpsychologen, Schuljugend​berater, Berufsberater oder weiteren beratenden Kräften zusammen. Die Beratung kann in der Gruppe wie auch in Gruppenarbeit besonders wirksam sein.

1.4 Der Beratungslehrer wirkt mit bei örtlichen Aufklärungsveranstaltungen sowie bei Elternversammlungen der Schule oder einzelner Klassen zur Informa​tion der Eltern und Schüler über die Wahl von schulischen Ausbildungswegen. 

Jeweils in der 4. und 6. Jahrgangsstufe der Volksschule unterrichten die Beratungslehrer die Erziehungsberechtigten in den Informationsveranstaltungen nach  5 Abs. 1 VSO umfassend über das Schulsystem, über die möglichen Schullaufbahnen und insbesondere über die Aufgaben der Hauptschule und ihrer verschiedenen Abschlüsse sowie über die Berufsschulen und beruflichen Schulen, ihre Aufgaben und ihre Schulabschlüsse. An diesen Veranstaltungen nimmt der Schulleiter der Volksschule teil und gibt erforderlichenfalls ergänzen​de Erläuterungen. 

In entsprechenden Veranstaltungen unterrichten die Beratungslehrer an der Realschule in der 9. Jahrgangsstufe und am Gymnasium in der 9. oder 10. Jahrgangsstufe die Erziehungsberechtigten über die Möglichkeiten des berufli​chen Schulwesens. An der Informationsveranstaltung nimmt der Schulleiter teil; bei Bedarf zieht er weitere Lehrer (Klassenleiter bzw. Kollegstufenbetreuer) hinzu.

1.5 Den im Vorbereitungsdienst stehenden Lehrern vermittelt der Beratungs​lehrer im  Einvernehmen mit dem Seminarvorstand, Seminarleiter oder Schullei​ter  einen Überblick über Aufbau und Übergangsmöglichkeiten  innerhalb des Schulwesens sowie über die Grundfragen der  Schullaufbahnberatung.

1.6 Zur Erfüllung dieser Aufgaben arbeitet der Beratungslehrer mit anderen Schulen und anderen Beratungseinrichtungen zusammen.

1.6.1 Der Beratungslehrer hält Verbindung mit allen Schulen seines örtlichen Bereichs und deren Beratungslehrern; dieser Verbindung kommt besondere Bedeutung zu, wenn für einen Schüler ein Schulwechsel erforderlich ist. 

1.6.2 Weiterhin hält er Verbindung mit dem schulpsychologischen Dienst" oder den Schuljugendberatern.

1.6.3 Der Beratungslehrer nimmt von Fall zu Fall Verbindung auf mit dem Schularzt, mit Erziehungsberatungsstellen sowie mit den Jugend- und Sozial​ämtern, den Ämtern für Ausbildungsförderung und anderen zuständigen beratenden Diensten.

1.6.4 Nach Maßgabe der von der Kultusministerkonferenz am 5. Februar 1971 beschlossenen Rahmenvereinbarung über die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung (KMBl S. 520) sowie der Vereinbarung über Richtlinien für die Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung in Bayern vom 8. Dezember 1972 (KMBl 1973 S. 137) pflegt der Beratungslehrer die Verbindung mit den zuständigen Berufsberatern des Arbeitsamtes; er hält das von der Berufsberatung überlassene Informationsmaterial auf dem laufenden und macht es Schü​lern, Erziehungsberechtigten und Lehrern zugänglich. Er wirkt mit bei den berufswahlvorbereitenden Maßnahmen, die Aufgabe der Zusammenarbeit von Schule und Berufsberatung sind.

2. Vollzug:

2.1 Die Aufgabe des Beratungslehrers ist einem Lehrer zu übertragen, der geeignet und entsprechend vorgebildet ist. Zu berücksichtigen sind insbesonde​re Lehrer, die schon bisher in der Beratung der Schüler tätig gewesen sind, die an hierzu durchgeführten Einführungs- oder Fortbildungsveranstaltungen teilgenommen haben, in den einschlägigen Gebieten der pädagogischen Psycho​logie Kenntnisse erworben haben und zur Fortbildung auf diesem Gebiet bereit sind. 2.1.1 Der Beratungslehrer wird bei Volksschulen vom Staatlichen Schul​amt, bei den übrigen staatlichen Schulen vom Schulleiter und bei kommunalen Schulen vom Schulträger bestimmt. 2.1.2 gegenstandslos 2.1.3 gegenstandslos 2.1.4 An Grund- und Hauptschulen, an denen ein Schuljugendberater unter​richtet, soll dieser zum Beratungslehrer bestellt werden, im übrigen gilt Ziffer 2.4:.

2.2 Die Tätigkeit des Beratungslehrers zählt zu den Dienstaufgaben des damit betrauten Lehrers. Er richtet zur Beratung von Schülern und Erziehungsberech​tigten feste Sprechzeiten ein.

2.3 Nach Art. 69 des Bayerischen Beamtengesetzes hat der Beratungslehrer über die ihm aus seiner Beratungstätigkeit bekannt gewordenen Einzelheiten Verschwiegenheit zu wahren.

2.4 Unbeschadet der Aufgaben und Zuständigkeiten der Schulaufsicht werden zur fachlichen Betreuung in allen Fragen der Schullaufbahnberatung eingesetzt: 2.4.1 für die Beratungslehrer an Grund- und Hauptschulen im Bereich eines Staatlichen Schulamtes ein Schuljugendberater oder ein anderer geeigneter Beratungslehrer, der vom Staatlichen Schulamt hierfür benannt wird, 2.4.2 für die nach Teilziffer 2.4.1 für die Aufgabe der fachlichen Betreuung Benannten, für die übrigen Schuljugendberater und für die Beratungslehrer an den übrigen Schulen der staatliche Schulberater innerhalb seines örtlichen Zuständigkeits​bereiches. Nr. 19 der Bekanntmachung über die Dienstordnung für Schuljugend​berater vom 28. Mai 1969 (KMBl S. 676) bleibt hiervon unberührt. Die Namen der Beratungslehrer und der für den Bereich eines Staatlichen Schulamtes zuständigen Schuljugendberater werden den staatlichen Schulberatern von den Schulleitungen bzw. den Staatlichen Schulämtern mitgeteilt, Änderungen sind anzuzeigen.

Der staatliche Schulberater arbeitet mit den jeweils vorgesetzten Stellen zusammen und führt für die Beratungslehrer Dienstbesprechungen durch.

2.5 Um die aus der Praxis gewonnenen Kenntnisse und Erfahrungen allgemein fruchtbar zu machen, sind im Rahmen der fachlichen Betreuung regelmäßige Erfahrungsberichte des Beratungslehrers erforderlich. Die Regierung fordert jährlich für ihren Bereich -ggf. über die Staatlichen Schulämter - Berichte der Beratungslehrer an und leitet sie gesammelt dem staatlichen Schulberater zu. In gleicher Weise erstellen die Beratungslehrer der übrigen Schularten Tätigkeits​berichte und leiten sie über den Schulleiter dem staatlichen Schulberater zu.

2.6 Zur Einführung in die Aufgaben des Beratungslehrers und zur Fortbildung der Beratungslehrer finden gesonderte Veranstaltungen statt, die vom Staats​ministerium oder in dessen Auftrag durchgeführt werden.

2.7 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten von Vorschriften) 

-----------------------------------------------------------------

Schulberatung an den Schulen  (Vollzugsregelungen)
KMBek vom 31. März 1978 (KMBl I S. 97), geändert durch KMBek vom 16. Dezember 1983 (KMBL I 1984 S. 57)

 Für den Vollzug der Bekanntmachung über die Schulberatung an den Schulen vom 19. April 1973 (KMBL S. 525, ber. S. 632) wird - in Ergänzung zu den Ziffern 2.1 mit 2.7 der genannten Bekanntmachung - folgendes bestimmt:

1. Die genannte Bekanntmachung und die folgenden Vollzugsbestimmungen sind Richtlinien für die Tätigkeit des Beratungslehrers gemäß Art. 55 Abs. 3 BayEUG.

2. Zu den Ziffern 1.1, 1.2 und 1.6

Der Beratungslehrer erstellt zu Beginn eines jeden Schuljahres Informationen über die örtlich zuständigen Einrichtungen der Schulberatung, der Schuljugend​beratung, der Erziehungsberatung, der Berufsberatung sowie ggf. der Studien​beratung und der Erwachsenenbildung in schriftlicher Form und macht sie mit Zustimmung des Schulleiters den Erziehungsberechtigten bzw. den volljährigen Schülern zugänglich. Über eine Verteilung an alle Erziehungsberechtigten entscheidet der Schulleiter im Benehmen mit dem Elternbeirat. Namen und Sprechzeiten des Beratungslehrers sind in allen Schulen durch Aushang be​kanntzugeben. 

Die Sprechstunden des Beratungslehrers sollen so angesetzt werden, daß ihr Besuch für den Schüler ohne Unterrichtsausfall möglich ist. Wenn sich eine solche Lösung infolge der

spezifischen Verhältnisse einer Schule - insbesondere an

Berufsschulen - nicht anbietet, kann der Beratungslehrer einen Schüler nach Voranmeldung auch während dessen Unterrichtszeit beraten. Mit dem in der betreffenden Stunde unterrichtenden Lehrer ist Einvernehmen herzustellen.

3. Zu Ziffer 1.4

Nehmen an Veranstaltungen von Volksschulen zur Unterrichtung der Eltern über andere Schulen Beratungslehrer anderer Schulen in dienstlichem Auftrag teil, so werden den Beratungslehrern jeweils der nächstgelegenen Schule der betreffen​den Schularten die notwendigen Auslagen nach Art. 15 BayRKG in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 1974 (GVBL S. 77), zuletzt geändert durch  10 des Gesetzes vom 23. Dezember 1975 (GVBL S. 414) erstattet; Dienstreise bis zu 6 Stunden Dauer oder Dienstgang kann vom jeweiligen Schulleiter der betreffenden Schule genehmigt werden.

Der Beratungslehrer der Schule nimmt bei Bedarf auch an Klassenelternver​sammlungen und Elternversammlungen teil. In diesen Versammlungen sollen auch allgemeine oder alters- bzw. klassenspezifische Erziehungsfragen und Fragen der Berufswahlvorbereitung behandelt werden; dabei kommt eine Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der Erwachsenenbildung bzw. der Berufsberatung in Betracht.

4. Zu Ziffer 2.4.2 Abs. 1

Die örtlichen Zuständigkeitsbereiche der staatlichen Schulberater stimmen grundsätzlich mit den Regierungsbezirken überein. 

Im Regierungsbezirk Oberbayern sind drei staatliche Schulberater bestellt. Ihre Zuständigkeitsbereiche werden wie folgt

abgegrenzt: 

-staatlicher Schulberater für Oberbayern-Ost [beim Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in Oberbayern-Ost): für die Landkreise Altötting, Berchtesgade​ner Land, Ebersberg, Erding, Freising, Miesbach, Mühldorf a. Inn, Rosenheim, Traunstein und die Stadt Rosenheim; 

-staatlicher Schulberater für Oberbayern-West (beim

Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in Oberbayern-West: für die Land​kreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Eichstätt, Fürstenfeldbruck, Garmisch-Partenkirchen, Landsberg a. Lech, Neuburg-Schrobenhausen, Pfaffenhofen a. d. Ilm, Starnberg, Weilheim-Schongau und die Stadt Ingolstadt; 

-staatlicher Schulberater für den Bereich München (beim

Ministerialbeauftragten für die Gymnasien in Oberbayern-Ost): für die Lan​deshauptstadt München und den Landkreis München.

Die staatlichen Schulberater erfüllen in ihren Zuständigkeitsbereichen die Aufgaben zentraler Beratungsstellen für alle Schulen. Sie sind den Dienststellen der Ministerialbeauftragten der Gymnasien zugeordnet und vertreten den Ministerialbeauftragten in Angelegenheiten der Schulberatung. Zu ihren Auf​gaben gehören in Fragen der Schullaufbahnwahl auch die Einzelberatung in schwierigen Fällen und die Information der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Schulen. Die fachliche Betreuung der für die Grund- und Hauptschulen bestellten Beratungslehrer bei den Schulämtern und der Beratungslehrer an den übrigen Schulen im schulaufsichtlichen Zuständigkeitsbereich der Regierung führen sie in Abstimmung mit dieser durch; die Durchführung von Fortbildungs​veranstaltungen ist einvernehmlich zu regeln.

Die für die einzelnen Schularten zuständigen Schulaufsichtsbehörden leiten den staatlichen Schulberatern die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu; die staatlichen Schulberater erhalten Gelegenheit zu Ver​öffentlichungen in den Schulanzeigern der Regierungen. Anschriften und Sprechzeiten der staatlichen Schulberater werden gesondert bekanntgegeben.

Soweit dafür ein Bedarf besteht, kann das Staatliche Schulamt auf der Ebene eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt Informationsveranstaltungen zur Schulberatung durchführen und Einzelberatungen anbieten. Es arbeitet ggf. mit den beruflichen Schulen, den Gymnasien und den Realschulen im entsprechen​den Einzugsbereich zusammen. Maßnahmen dieser Art werden mit dem zuständigen staatlichen Schulberater abgestimmt; die Befugnisse der Schulaufsichtsbehörden bleiben unberührt.

5. Zu Ziffer 2.4.2. Abs. 3

Der staatliche Schulberater lädt in seinem Zuständigkeitsbereich zu Dienst​besprechungen, daneben auch zu Fortbildungsveranstaltungen ein. Das Staatsministerium stimmt grundsätzlich zu, daß bei staatlichen Lehrkräften die Schulleiter bzw. die Staatlichen Schulämter die erforderliche Unterrichtsbefrei​ung und bei den Dienstbesprechungen die Anerkennung als Dienstreise oder Dienstgang im Sinne des Reisekostenrechtes aussprechen. Den nichtstaatlichen Schulen wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.

Der staatliche Schulberater kann unter folgenden Bedingungen zu einer Dienst​besprechung einladen: 

-Ein Beratungslehrer kann nur einmal im Jahr an einer solchen Dienstbespre​chung teilnehmen. 

- Vor Ausschreibung der Einladung ist durch den staatlichen Schulberater durch Rückfrage bei der Regierung zu prüfen, ob für den entsprechenden Personen​kreis an staatlichen Schulen die Reisekostenmittel zur Verfügung stehen. 

-Die Dienstbesprechungen sind auf das unumgänglich notwendige Maß zu beschränken und so zu legen, daß für die Teilnehmer nach Möglichkeit kurze Anreisewege entstehen. 

Die Aufwendungen sind aus den bei den einzelnen Schularten vorgesehenen Mitteln für Dienstreisen zu bestreiten. 

Die Aufwendungen für Fortbildungsveranstaltungen werden aus den bei Kap. O5 04 Tit.Gr. 97 für Zwecke der Fortbildung der Beratungslehrer zugewiesenen Mitteln bestritten. Zur Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung zugelassene Lehrkräfte staatlicher Schulen haben innerhalb von zwei Wochen nach Beendigung der Tagung die Reisekostenrechnung der zuständigen Regierung auf dem Dienstweg vorzulegen. 

Zu den genannten Dienstbesprechungen und Fortbildungsveranstaltungen können unter den gleichen Bedingungen bezüglich der Reisekosten auch staatliche Schulpsychologen und Schuljugendberater, die nicht zugleich Beratungslehrer sind, eingeladen werden. Der staatliche Schulbe​rater leitet nach Beendigung einer Dienstbesprechung oder einer Fortbildungs​veranstaltung der zuständigen Regierung eine Teilnehmerliste zu.

6. Zu den Ziffern 2.4.2 Abs. 3 und 2.5 Der staatliche Schulberater unterstützt die jeweils vorgesetzten Stellen bei der Aufsicht über die Schulberatung. Soweit ihm die fachliche Betreuung der Beratungslehrer obliegt, kann er diese besuchen und ihnen Hinweise und Anregungen hinsichtlich der Beratungstätigkeit, insbesondere auch der Führung der Beratungsunterlagen, geben. Auf Wunsch berät er den Leiter der besuchten Schule. Ob Dienstreisemittel zur Verfügung stehen, ist jeweils im Einzelfall vor der Reise bei der zuständigen Regierung zu klären. Bei der Bestellung eines Beratungslehrers gemäß Ziffer 2.1.1 wird Benehmen mit den staatlichen Schulberatern empfohlen.

7. (Inkrafttreten; Außerkrafttreten von Vorschriften)  

Abdruck aus "Informationen zur Schulberatung" Nr. 14PRIVATE 

